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Beratungsfolge Sitzung am Status Zuständigkeit 
Verwaltungsausschuss 08.07.2016 öffentlich Vorberatung 
Kreistag 15.07.2016 öffentlich Beschlussfassung 
 

Bericht des Kreisprüfungsamts über die Prüfung der 
Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013 und Feststellung der 

Eröffnungsbilanz 
 
 

I. Beschlussantrag 
 
Der Verwaltungsausschuss empfiehlt dem Kreistag 
 
1. vom Bericht des Kreisprüfungsamts über die örtliche Prüfung der 

Eröffnungsbilanz des Landkreises Göppingen zum 01.01.2013 (Anlage 2) 
Kenntnis zu nehmen, 

 
2. die Eröffnungsbilanz des Landkreises Göppingen zum 01.01.2013 entsprechend 

Anlage 1 nach Artikel 13 Absatz 5 Gesetz zur Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts und § 48 LKrO i.V.m. § 95b Absatz 1 GemO 
festzustellen. 

    
 
 

II. Sach- und Rechtslage, Begründung 
 
Das Kreisprüfungsamt hat die Eröffnungsbilanz nach Artikel 13 Absatz 5 Gesetz zur 
Reform des Gemeindehaushaltsrechts und § 48 LKrO i.V.m. § 110 GemO zu prüfen, 
seine Bemerkungen in einem Bericht zusammenzufassen und dem Kreistag 
vorzulegen. 
 
Die Eröffnungsbilanz wurde im Dezember 2014 zahlenmäßig aufgestellt. 
 
Die Verwaltung hat den Verwaltungsausschuss am 10.07.2015 (VA 2015/41) und 
den Kreistag am 17.07.2015 über die Eröffnungsbilanz unterrichtet. Auf die 
Beratungsunterlage wird verwiesen. 
 
Verwaltungsausschuss und Kreistag haben die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
Zeitgleich mit der Information der Gremien wurde dem Kreisprüfungsamt die 
Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013 zur Prüfung vorgelegt. 
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Die örtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz des Landkreises Göppingen zum 
01.01.2013 ist abgeschlossen. 
 
Wie bereits in der Anlage 1 zur Beratungsunterlage VA 2015/41 ausgeführt, ist eine 
Korrektur der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013 aus systemtechnischer Sicht nicht 
mehr möglich. 
 
Die erforderlichen Korrekturen der Bilanzpositionen, die sich aus der Prüfung 
ergeben haben, sollen im Rahmen des Rechnungsabschlusses 2016 umgesetzt 
werden. Die Verwaltung ist derzeit an der Aufarbeitung der Prüfungsfeststellungen.  
    
 
 

III. Handlungsalternative 
 
keine     
 
 

IV. Finanzielle Auswirkungen / Folgekosten 
 

keine    
 
V. Zukunftsleitbild/Verwaltungsleitbild - Von den genannten Zielen sind berührt: 

 
Zukunfts- und Verwaltungsleitbild 

  Übereinstimmung/Konflikt 
1 = Übereinstimmung, 5 = keine 
Übereinstimmung

1 2 3 4 5 
Themen des Zukunftsleitbildes nicht berührt      
       
       
       
       
      
Themen des Verwaltungsleitbildes nicht berührt      
       
       
       

  
 

 
gez. 
Edgar Wolff 
Landrat 
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